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§§ 34, 67 SGB XII 
(Kosten für Unterkunft)

1. Mietschulden nach § 34 SGB XII sind 
nicht zu übernehmen, wenn für die 
Zukunft zu erwarten ist, dass die Woh-
nung nicht erhalten bleiben kann. Das 
ist anzunehmen, wenn die Miete die 
Angemessenheitsgrenze nach § 29 
Abs. 1 S. 2 SGB XII übersteigt und der 
Hilfebedürftige aus persönlichen oder 
finanziellen Gründen nicht in der Lage 
sein wird, den darüber liegenden Betrag 
aus dem Regelsatz zu bestreiten.

2. Unter den Voraussetzungen der Ziffer 
1 sind auch Erhaltungshilfen für die 
bisherige Wohnung nach § 67 SGB XII 
ausgeschlossen.

3. Ob zur Beschaffung einer anderen 
Wohnung Hilfen nach § 67 SGB XII zu 
gewähren sind, ist gesondert zu ent-
scheiden.

Landessozialgericht Hessen, Beschluss 
vom 9. November 2010 - L 7 SO 134/10.B.ER

Gründe:
I.

Hintergrund des einstweiligen Rechts-
schutzverfahrens bilden in den Haupt-
sachen ein Antrag auf Übernahme der 
Kosten der Unterkunft (KdU) für Januar 
2010, ein Widerspruch gegen die Höhe 
übernommener Unterkunftskosten mit 
Bewilligungsbescheid vom 25. Februar 
2010 für den Zeitraum vom 1. Februar 
2010 bis ursprünglich 31. Januar 2011 
sowie ein Antrag auf Übernahme von 
Mietschulden ab dem 1. Januar 2010.

Die 1951 geborene Antragstellerin ist 
laut Feststellung der LVA Hessen vom 
25. August 2005 seit dem 1. April 2005 
dauerhaft erwerbsgemindert mit einem 
Grad der Behinderung von 100 nach 

§ 69 Abs. 1 S. 1 und Abs. 3 SGB IX. Sie 
erhält seit vielen Jahren Sozialhilfeleis-
tungen und war vor ihrem Umzug nach 
D-Stadt obdachlos und deshalb in der 
Notübernachtungsstelle E. der Stadt B. 
untergebracht. Die Stadt B. bewilligte 
ihr zuletzt mit Änderungsbescheid vom 
26. November 2009 für den Zeitraum 
ab 1. Dezember 2009 Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung 
(Grundsicherung) nur in Höhe des Re-
gelsatzes in Höhe von 359,00 € monat-
lich. Im Dezember 2009 mietete die An-
tragstellerin ab 1. Januar 2010 eine 56,5 
m² große Wohnung in D-Stadt - Baujahr 
1947 - an. Der Renovierungszustand ist 
nicht ermittelt. Ausweislich des Mietver-
trages vom 15. Dezember 2009 beträgt 
die monatliche Nettokaltmiete 375,00 
€ sowie die monatliche Vorauszahlung 
für umlagefähige Betriebskosten (Be-
triebskosten) und Heizung 120,00 €. Die 
Stadt B. übernahm die Kaution und die 
Umzugskosten. Gleichzeitig stellte sie 
wegen des Umzugs ihre Leistung zum 
31. Januar 2010 ein, ohne die KdU für 
Januar 2010 zu übernehmen. Mit Be-
scheid vom 25. Februar 2010 bewilligte 
die Antragsgegnerin der Antragstellerin 
die Grundsicherung für den Zeitraum 
vom 1. Februar 2010 bis 31. Januar 2011 
weiter. Für die KdU gewährte sie dabei 
insgesamt 312,50 € monatlich. Der Be-
rechnung der Angemessenheitsgrenze 
für die KdU ist zu entnehmen, dass die 
Antragsgegnerin die Vorauszahlung 
fiktiv zu 2/3 auf die umlagefähigen 
Betriebskosten (Betriebskosten) und 
zu 1/3 auf die Heizung aufteilte so-
wie in voller Höhe übernahm. Für die 
Nettokaltmiete bestimmte sie hinge-
gen aufgrund einer Auswertung des 
bis zum 31. Dezember 2009 gültigen 
Mietspiegels für die Stadt D. nach § 
558c BGB (einfacher Mietspiegel) eine 
Angemessenheitsgrenze in Höhe von 
192,15 €. Den Erläuterungen zur KdU-
Tabelle der Antragsgegnerin ist zu ent-
nehmen, dass sie zur Bestimmung der 
Angemessenheitsgrenze unter Berück-
sichtigung aller Wohnlagen (einfach, 
mittel, gut), nach Baualtersklassen auf-
geteilt, ein Drittel der Differenz aus nied-
rigstem und höchstem Spannenwert 

dem niedrigstem Spannenwert hinzu-
rechnet, um das rechnerische untere 
Drittel ohne Verteilungsgewichtung zu 
bestimmen. Für die Berechnung der 
Angemessenheitsgrenze der Betriebs-
kosten berücksichtigte sie aufgrund ei-
ner Auswertung von Daten eines kom-
munalen Wohnungsunternehmens und 
des Deutschen Mieterbundes Hessen 
einen Richtwert von 2,60 €/m². Eine 
tatsächliche Überschreitung bis zu 30 
% wird akzeptiert. In besonderen Kon-
stellationen (Krankheit, Behinderung) 
kann eine darüber hinausgehende 
Überschreitung gerechtfertigt sein.

Gegen den Bescheid legte die Antrag-
stellerin am 25. März 2010 bei der An-
tragsgegnerin schriftlich Widerspruch 
hinsichtlich der KdU ein. Zur Begrün-
dung führte der Verfahrensbevollmäch-
tigte aus, in B-Stadt sei eine monatliche 
Nettokaltmiete bis 394,00 € angemes-
sen. Wegen offener Mietschulden für 
die Kalendermonate Februar 2010 bis 
April 2010 kündigte der Vermieter das 
Mietverhältnis mit Schreiben vom 16. 
April 2010 zum 30. April 2010. Mit Än-
derungsbescheid vom 27. April 2010 
veranlasste die Antragsgegnerin, dass 
die übernommenen KdU direkt an den 
Vermieter ab 1. Mai 2010 überwiesen 
werden. Am 23. April 2010 stellte der 
Verfahrensbevollmächtigte der An-
tragstellerin bei der Antragsgegnerin 
schriftlich einen Antrag auf Übernahme 
der Mietschulden zur Sicherung der 
Unterkunft.

Die Antragstellerin wurde am 11. Mai 
2010 in X. verhaftet, um die bis voraus-
sichtlich 13. Januar 2011 zu verbüßende 
Haftstrafe in der B., B-Stadt antreten zu 
können. Rechtsgrund waren Strafurteile 
wegen Diebstahl und Erschleichen von 
Leistungen. Die Antragstellerin hat am 
1. Juni 2010 einen Antrag auf Erlass 
einer einstweiligen Anordnung bei 
dem Sozialgericht Frankfurt am Main 
(SG) gestellt. Das SG hat den Antrag 
mit Beschluss vom 30. Juni 2010 abge-
lehnt. Zur Begründung hat es im We-
sentlichen ausgeführt, eine Übernahme 
von Mietschulden nach § 34 SGB XII 
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sei nicht gerechtfertigt, weil die Woh-
nung nicht grundsicherungsrechtlich 
erhaltenswert sei. Für die vorläufige 
Verpflichtung zur Übernahme höherer 
KdU fehle es am erforderlichen Anord-
nungsgrund, da die Wohnung ohnehin 
nicht zu halten sei.
Hiergegen hat die Antragstellerin am 
29. Juli 2010 Beschwerde bei dem Hes-
sischen Landessozialgericht eingelegt.

Wegen des Haftantritts hat die Antrags-
gegnerin rückwirkend mit Bescheid 
vom 25. August 2010 ab dem 1. Juni 
2010 den Bewilligungsbescheid vom 
25. Februar 2010 aufgehoben. Ergän-
zend hat die Antragsgegnerin die Auf-
hebungsentscheidung auch darauf ge-
stützt, die Antragstellerin habe nach 
eigenem Vortrag über Bargeld in Höhe 
von 800,00 € verfügt. Weiter hat sie in 
den Gründen darauf hingewiesen, über 
den am 23. April 2010 gestellten Antrag 
auf Übernahme von Mietschulden zur 
Sicherung der Unterkunft nach § 34 SGB 
XII auch für den Zeitraum ab 1. Juni 2010 
gesondert zu entscheiden. Hiergegen 
hat die Verfahrensbevollmächtigte der 
Antragstellerin am 27. September 2010 
schriftlich bei der Antragsgegnerin Wi-
derspruch eingelegt. Der Vermieter hat 
unter dem Az.: xxx am 30. August 2010 
bei dem Amtsgericht D. Räumungskla-
ge wegen Mietschulden erhoben. Die 
Klageschrift ist der Antragstellerin am 
13. September 2010 zugestellt. Die An-
tragsgegnerin hat mit Schriftsatz vom 
17. August 2010 ihr Unterkunftskonzept 
übersandt. Die Hausverwaltung des Ver-
mieters hat auf Anforderung des Senats 
mit Schreiben vom 28. September 2010 
eine Aufstellung über die Mietschulden 
vorgelegt. Die Antragstellerin weist dar-
auf hin, die Angemessenheitsgrenze der 
Antragsgegnerin sei zu niedrig bemes-
sen. Ausweislich einer Auskunft eines 
Immobilienmaklers vom 16. August 
2010 seien Nettokaltmieten zwischen 
6 und 8 € in D-Stadt üblich. Gleichwohl sei 
sie in der Lage gewesen, aufgrund ihrer 
genügsamen Lebensweise den Fehlbe-
trag in Höhe von 150,00 € monatlich aus 
der Regelleistung zu bestreiten. Es sei 
anfangs nur deshalb nicht zu Mietzah-

lungen gekommen, weil ihr eine Person, 
die sie für den Vermieter gehalten habe, 
mitgeteilt habe, die Mietrückstände aus 
der Kaution zu begleichen. Auch wenn sie 
gerne in ihrer Freizeit Alkohol trinke und 
Zigaretten rauche leide sie nicht unter 
einem Suchtproblem. Sie habe vor ihrer 
Inhaftierung die Absicht gehabt, aus den 
angesparten 800,00 € die Mietrückstände 
zu begleichen. 700,00 € daraus erhalte 
sie nunmehr erst nach Haftende als 
Überbrückungsgeld von der JVA zurück. 
Sie sei bereit, nach der Haft einen Gele-
genheitsjob aufzunehmen, um die KdU 
decken zu können. Allein die jetzige 
Wohnung könne sie vor Obdachlosig-
keit bewahren, weil sie nach Haftende 
eine andere Wohnung wohl kurzfristig 
nicht erhalten werde. Vorsorglich habe 
sie daher bei der Antragsgegnerin bean-
tragt, ihren Hausrat einlagern zu lassen.

Die Antragstellerin beantragt wörtlich, 
im Wege der einstweiligen Anordnung 
die Antragsgegnerin zur Übernahme 
der Gesamtmiete und der Mietrück-
stände für ihre Wohnung in D-Stadt zu 
verpflichten.

Die Antragsgegnerin beantragt, die Be-
schwerde zurückzuweisen.

Die Antragsgegnerin weist darauf hin, 
hinsichtlich der zu übernehmenden 
KdU müsse noch eine Anpassung an 
den Mietspiegel ab 1. Januar 2010 erfol-
gen. Die Unterkunft bliebe gleichwohl 
unangemessen.

II.

Der Antrag der Antragstellerin ist bei 
verständiger Auslegung so zu verste-
hen, dass sie beantragt, den Beschluss 
des Sozialgerichts Frankfurt am Main 
vom 30. Juni 2010 aufzuheben und die 
Antragsgegnerin im Wege der einst-
weiligen Anordnung vorläufig zu ver-
pflichten,
1. die Kosten der Unterkunft ab dem 
1. Januar 2010 bis zur Erledigung des 
Rechtsstreits in der Hauptsache, längs-
tens bis zum 31. Januar 2011, in tatsäch-
licher Höhe zu übernehmen,

2. die bisher aufgelaufenen Mietschul-
den für die ab dem 1. Januar 2010 an-
gemietete Unterkunft zu übernehmen.

Dem wörtlich gestellten Antrag der 
mittlerweile anwaltlich vertretenen 
Antragstellerin ist ein weiteres Rechts-
schutzziel nicht zu entnehmen. Zwar 
ist in der zugrundeliegenden Hauptsa-
che auch der Aufhebungsbescheid der 
Antragsgegnerin vom 25. August 2010 
einbezogen, weil er nach § 86 SGG Ge-
genstand des Widerspruchsverfahrens 
gegen den Bewilligungsbescheid vom 
25. Februar 2010 ist. Allerdings hat die 
Antragsgegnerin bisher nicht beachtet, 
dass damit zugleich der Aufhebungs-
bescheid vom 25. August 2010 nach 
§ 86a Abs. 1 SGG nicht sofort vollzieh-
bar ist (vgl. Keller in Meyer-Ladewig 
u.a., SGG, 9. Aufl., § 86a Rn. 5a a.E.) 
Sie hat daher mit Bescheid vom 25. 
Februar 2010 für den Zeitraum vom 1. 
Juni 2010 bis 31. Januar 2011 bewillig-
te Leistungen weiterhin auszuzahlen, 
solange die sofortige Vollziehung des 
Aufhebungsbescheids nach § 86a Abs. 
2 Nr. 5 SGG nicht angeordnet ist. Das 
ist jedoch nicht Gegenstand des Be-
schwerdeverfahrens, weil insoweit die 
Antragstellerin keinen einstweiligen 
Rechtsschutzantrag gestellt hat. 

Der so verstandene zulässige Antrag hat 
in der Sache keinen Erfolg. Die Voraus-
setzungen für die Gewährung einstwei-
ligen Rechtsschutzes liegen nicht vor.

Ist einstweiliger Rechtsschutz weder 
durch die aufschiebende Wirkung ei-
nes Rechtsbehelfs gegen einen Verwal-
tungsakt noch die sofortige Vollziehung 
eines Verwaltungsaktes (§ 86b Abs. 1 
SGG) zu gewährleisten, kann nach § 86b 
Abs. 2 S. Sozialgerichtsgesetz (SGG) das 
Gericht auf Antrag eine einstweilige An-
ordnung in Bezug auf den Streitgegen-
stand treffen, wenn die Gefahr besteht, 
dass durch eine Veränderung des beste-
henden Zustandes die Verwirklichung 
eines Rechts des Antragstellers verei-
telt oder wesentlich erschwert werden 
könnte (Sicherungsanordnung - vor-
läufige Sicherung eines bestehenden 
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Zustandes -). Nach Satz 2 der Vorschrift 
sind einstweilige Anordnungen auch 
zur Regelung eines vorläufigen Zustan-
des in Bezug auf ein streitiges Rechts-
verhältnis statthaft, wenn eine solche 
Regelung zur Abwendung wesentlicher 
Nachteile notwendig erscheint (Rege-
lungsanordnung - vorläufige Rege-
lung zur Nachteilsabwehr -). Bildet ein 
Leistungsbegehren des Antragstellers 
den Hintergrund für den begehrten 
einstweiligen Rechtsschutz, ist dieser 
grundsätzlich im Wege der Regelungs-
anordnung gemäß § 86b Abs. 2 S. 2 
SGG zu gewähren. Danach muss die 
einstweilige Anordnung erforderlich 
sein, um einen wesentlichen Nachteil 
für den Antragsteller abzuwenden. Ein 
solcher Nachteil ist nur anzunehmen, 
wenn einerseits dem Antragsteller ge-
genüber dem Antragsgegner ein ma-
teriell-rechtlicher Leistungsanspruch 
in der Hauptsache - möglicherweise 
- zusteht (Anordnungsanspruch) und 
es ihm andererseits nicht zuzumuten ist, 
die Entscheidung über den Anspruch 
in der Hauptsache abzuwarten (Anord-
nungsgrund). Das Abwarten einer Ent-
scheidung in der Hauptsache darf nicht 
mit wesentlichen Nachteilen verbun-
den sein; d.h. es muss eine dringliche 
Notlage vorliegen, die eine sofortige 
Entscheidung erfordert (Conradis in 
LPK– SGB II, 2. Aufl., Anhang Verfahren 
Rn. 117). Dabei stehen Anordnungsan-
spruch und Anordnungsgrund nicht 
isoliert nebeneinander. Vielmehr stehen 
beide in einer Wechselbeziehung zuei-
nander, nach der die Anforderungen an 
den Anordnungsanspruch mit zuneh-
mender Eilbedürftigkeit bzw.Schwere 
des drohenden Nachteils (dem Anord-
nungsgrund) zu verringern sind und 
umgekehrt. Anordnungsanspruch und 
Anordnungsgrund bilden nämlich auf-
grund ihres funktionalen Zusammen-
hangs ein bewegliches System (Senat, 
29. Juni 2005 - L 7 AS 1/05 ER - info also 
2005, 169; Keller in Meyer-Ladewig u.a., 
SGG, 9. Aufl., § 86b Rn. 27 und 29, 29a 
m.w.N.): Wäre eine Klage in der Hauptsa-
che offensichtlich unzulässig oder unbe-
gründet, so ist der Antrag auf einstwei-
lige Anordnung ohne Rücksicht auf den 

Anordnungsgrund grundsätzlich abzu-
lehnen, weil ein schützenswertes Recht 
nicht vorhanden ist. Wäre eine Klage in 
der Hauptsache dagegen offensichtlich 
begründet, so vermindern sich die An-
forderungen an den Anordnungsgrund, 
auch wenn in diesem Fall nicht gänzlich 
auf einen Anordnungsgrund verzichtet 
werden kann. Bei offenem Ausgang des 
Hauptsacheverfahrens, wenn etwa eine 
vollständige Aufklärung der Sach- oder 
Rechtslage im einstweiligen Rechts-
schutz nicht möglich ist, ist im Wege 
einer Folgenabwägung zu entscheiden, 
welchem Beteiligten ein Abwarten der 
Entscheidung in der Hauptsache eher 
zuzumuten ist. Dabei sind grundrecht-
liche Belange des Antragstellers umfas-
send in der Abwägung zu berücksich-
tigen. Insbesondere bei Ansprüchen, 
die darauf gerichtet sind, als Ausfluss 
der grundrechtlich geschützten Men-
schenwürde das soziokulturelle Exis-
tenzminimum zu sichern (Art. 1 Abs. 1 
GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip) ist 
ein nur möglicherweise bestehender 
Anordnungsanspruch, vor allem wenn 
er eine für die soziokulturelle Teilhabe 
unverzichtbare Leistungshöhe erreicht 
und für einen nicht nur kurzfristigen 
Zeitraum zu gewähren ist, in der Regel 
vorläufig zu befriedigen, wenn sich die 
Sach- oder Rechtslage im Eilverfahren 
nicht vollständig klären lässt (BVerfG, 3. 
Kammer des Ersten Senats, 12. Mai 2005 
- 1 BvR 569/05 - info also 2005, 166 unter 
Hinweis auf BVerfGE 82, 60 <80>). Denn 
im Rahmen der gebotenen Folgeabwä-
gung hat dann regelmäßig das Interesse 
des Leistungsträgers ungerechtfertigte 
Leistungen zu vermeiden gegenüber 
der Sicherstellung des ausschließlich 
gegenwärtig für den Antragsteller ver-
wirklichbaren soziokulturellen Existenz-
minimums zurückzutreten (Senat, 27. 
Juli 2005 - L 7 AS 18/05 ER).

Soweit die Antragstellerin die Übernah-
me von Mietschulden begehrt, fehlt es 
bereits an einem hinreichend wahr-
scheinlichen Anordnungsanspruch. 
Insbesondere steht ihr gegenüber der 
Antragsgegnerin kein Anspruch auf 
Übernahme der bisher aufgelaufenen 

Mietschulden gegenüber dem Vermie-
ter ihrer Wohnung nach §§ 41 Abs. 1 
und 3, 42 S. 1 Nr. 5 SGB XII i.V.m. § 34 
Abs. 1 SGB XII zu. § 34 Abs. 1 SGB XII 
sieht ausnahmsweise die Übernahme 
von Schulden im Ermessen des Lei-
stungsträgers als besondere Leistung 
zur Sicherung des Lebensunterhalts 
nach dem 3. Kapitel des SGB XII vor, um 
vor allem eine Unterkunft zu sichern, 
wenn das gerechtfertigt ist (Satz 1). Der 
Leistungsträger hat von begründeten 
Ausnahmen abgesehen, die Schulden 
zu übernehmen, wenn das darüber hin-
aus notwendig ist und sonst Wohnungs-
losigkeit einzutreten droht (Satz 2). 
Geldleistungen können als Beihilfe oder 
Darlehen erbracht werden (Satz 3). Es 
fehlt bereits an der erforderlichen 
Rechtfertigung für die Übernahme von 
Mietschulden. Gerechtfertigt ist sie nur, 
wenn sie geeignet ist, die Unterkunft 
dauerhaft zu sichern. Daran fehlt es, 
wenn die Umstände, die für die aufge-
laufenen Mietrückstände verantwort-
lich gewesen sind, trotz Übernahme der 
Mietschulden nicht zu beseitigen sind. 
Das ist insbesondere anzunehmen, 
wenn das Verhalten des Schuldners die 
Prognose erlaubt, dass auch in Zukunft 
rechtzeitige Mietzahlungen weder mit 
der erforderlichen Regelmäßigkeit zu 
erwarten sind noch anderweitig sicher-
gestellt werden können. Davon ist aus-
zugehen, weil mit hoher Wahrschein-
lichkeit die zu leistende Miete nicht als 
sozialhilferechtlich angemessen anzu-
sehen ist und die Antragstellerin ent-
gegen ihrem Vorbringen in der Vergan-
genheit deutlich gemacht hat, nicht 
willens oder fähig zu sein, in der gebo-
tenen Zuverlässigkeit den übersteigen-
den Betrag aus dem Regelsatz zu be-
streiten. Mit Ausnahme für den Monat 
März 2010 hat sie auf eigene Veranlas-
sung Mietzahlungen selbst dann nicht 
erbracht, wenn ihr hierfür die Antrags-
gegnerin Leistungen zur Verfügung 
gestellt hat. Die von ihr zur Entschuldi-
gung vorgebrachten Umstände besei-
tigen diese Tatsache nicht, sondern 
bieten allenfalls Gründe dafür, warum 
die Antragstellerin nicht in der Lage ist, 
aus eigenem Antrieb einer Zahlungs-
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verpflichtung mit der gebotenen Zu-
verlässigkeit nachzukommen. Für die 
Antragsgegnerin besteht aller Voraus-
sicht nach auch keine Möglichkeit, die 
Zahlungsverpflichtung durch eine di-
rekte Überweisung an den Vermieter 
sicherzustellen (§ 42 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII 
i.V.m. § 29 Abs. 1 S. 6 SGB XII), weil je-
denfalls ein Teilbetrag oberhalb der 
Angemessenheitsgrenze von der An-
tragstellerin aus dem Regelsatz zu be-
streiten bleibt. Zwar hat die Antrags-
gegnerin wohl nach ihrem eigenen 
Unterkunftskonzept der Antragstellerin 
zu geringe Leistungen für KdU bewilligt, 
weil einer telefonischen Auskunft des 
Vermieters vom 3. November 2010 zu 
entnehmen ist, dass die Wohnung der 
Antragstellerin in einem Anbau liegt, 
der erst im Jahre 1967 erstellt ist. Weiter 
hat sie im Rechtsstreit selber einge-
räumt, nicht den ab dem 1. Januar 2010 
maßgeblichen Mietspiegel verwendet 
zu haben. Doch selbst unter Berücksich-
tigung dessen wären danach nur KdU 
in Höhe von maximal 378,75 € monat-
lich zu übernehmen, so dass ein unge-
deckter Betrag von knapp 120,00 € 
monatlich verbliebe. Ein anderes Ergeb-
nis ergibt sich nicht, wenn man das 
derzeitige Unterkunftskonzept jeden-
falls ohne weitere Ermittlungen und ggf. 
Korrekturen, die dem Hauptsachever-
fahren vorbehalten bleiben müssen, 
nicht für schlüssig hält. Ohne das vor-
liegend abschließend klären zu müssen, 
bestehen hinsichtlich der Schlüssigkeit 
des Unterkunftskonzeptes in zweifa-
cher Hinsicht Zweifel. Erstens ist frag-
lich, ob die Antragsgegnerin die Refe-
renzmiete zur Bestimmung der 
abstrakten Angemessenheitsgrenze 
nach Baualtersklassen differenzieren 
darf. Die Referenzmiete soll nicht be-
stimmen, ob die derzeit bewohnte Un-
terkunft angemessen ist (konkrete Be-
trachtungsweise), sondern bis zu 
welcher Höchstgrenze sich der Lei-
stungsberechtigte im maßgeblichen 
Vergleichsraum eine Unterkunft be-
schaffen darf (abstrakte Betrachtungs-
weise) - BSG, 22. März 2010 - B 8 SO 
24/08 R unter Verweis auf Rspr des BSG 
zu § 22 SGB II: grundlegend BSG, 7. 

November 2006 - B 7b AS 18/06 R; 22. 
September 2009 - B 4 AS 18/09 R -. Es 
dürften daher für die Bestimmung der 
Höchstgrenze alle Baualtersklassen - 
ggf. statistisch gewichtet - einzubezie-
hen sein, die das untere Wohnsegment 
im Vergleichsraum abbilden (so Miet-
spiegel für Stadt Essen: BSG, 17. Dezem-
ber 2009 - B 4 AS 27/09 R). Zweitens hat 
die Antragsgegnerin das untere Drittel 
allein mittels einer arithmetischen Aus-
wertung des Mietspiegels vorgenom-
men, ohne eine Häufigkeitsverteilung 
anhand der Grunddaten oder anderer 
Quellen zu berücksichtigen. Eine reali-
tätsgerechte Abbildung des Vergleichs-
raumes ist damit aber fraglich, weil 
Höchst- und Niedrigstspannen die Re-
ferenzmiete bestimmen können, die auf 
dem tatsächlichen Wohnungsmarkt 
möglicherweise keine statistische Rele-
vanz besitzen (vgl. hierzu: BSG, 19. Ok-
tober 2010 - B 14 AS 50/10 R - Termin-
bericht Nr. 58/10 Nr. 2). Doch selbst für 
diesen Fall verbliebe im einstweiligen 
Rechtsschutz ohne weitere zur Verfü-
gung stehende Daten nur die Möglich-
keit in Anlehnung an die Tabellenwerte 
nach § 12 WoGG idF des Änderungsge-
setzes vom 24. September 2008 (BGBl I 
1856) - WoGG F. 2009 - eine normative 
Höchstgrenze festzulegen, oberhalb der 
eine im Hauptsacheverfahren zu ermit-
telnde Angemessenheitsgrenze ausge-
schlossen ist. Gilt für D-Stadt die 
Mietstufe VI, ist danach für einen 
1-Personen- Haushalt von einer monat-
lichen Bruttokaltmiete von mindestens 
407,00 € auszugehen. Nicht folgen kann 
der Senat einem obiter dictum des 8. 
Senats des BSG, soweit dieser hat an-
klingen lassen, auf die Tabelle dürfe 
möglicherweise nur bis zur Höhe der 
Nettokaltmiete zurückgegriffen werden 
(BSG, 22. März 2010, a.a.O.). Sollte Hin-
tergrund dieser Auffassung die Überle-
gung sein, dass die Betriebskosten in 
tatsächlicher Höhe zu übernehmen sein 
können, verkennt sie die allein norma-
tive Bedeutung der Höchstgrenze nach 
§ 12 WoGG F. 2009. Die Höchstgrenze 
stellt keine empirische ungefähre An-
gemessenheitsgrenze dar, sondern soll 
allein die ohne schlüssiges Unterkunfts-

konzept eigentlich bestehende Ver-
pflichtung, die KdU in tatsächlicher Höhe 
zu übernehmen, durch eine allein nor-
mativ gegriffene Größe einschränken, 
um eine Pflicht zur Übernahme von KdU 
in beliebiger Höhe zu vermeiden (BSG, 
17. Dezember 2009, a.a.O.). Welche Auf-
wendungen für Betriebskosten der Net-
tokaltmiete in Höhe von 375,00 € mo-
natlich hinzuzurechnen sind, ist bisher 
aufgrund der pauschalen Vorauszahlung 
für Betriebskosten und Heizung nicht 
ermittelt. Anbieten würde sich, die Ver-
teilung nach der Betriebs- und Heizko-
stenabrechnung des Vorjahres vorzu-
nehmen, auch wenn wegen der 
Neuanmietung das Verbrauchsverhalten 
des Vormieters betroffen wäre. Im einst-
weiligen Rechtsschutz genügt jedoch 
die für die Antragstellerin großzügige 
Schätzung, dass allein für die Betriebs-
kosten nicht weniger als ca. 1,30 €/m² zu 
veranschlagen sind (vgl. Betriebskosten-
mietspiegel des Deutschen Mieterbun-
des Hessen für 2009 - Kalenderjahr, das 
für die Bemessung der Vorauszahlung 
maßgeblich gewesen sein wird -, der von 
einem Durchschnitt von 1,95 €/m² aus-
geht - www.mieterbundhessen.de/
content_922.html). Das ergibt bei einer 
Wohnfläche von 56,5 m² einen Betriebs-
kostenanteil in Höhe von mindestens 
73,45 €, so dass die Antragstellerin ins-
gesamt eine monatliche Bruttokaltmie-
te von mindestens 448,45 € zu entrich-
ten hat. Damit verbleibt auch danach 
eine aus dem Regelsatz zu bestreitende 
Deckungslücke in Höhe von mindestens 
41,45 € monatlich, selbst wenn die Heiz-
kosten in tatsächlicher Höhe zu über-
nehmen sind. Offen lässt der Senat an 
dieser Stelle, ob zusätzlich ein Sicher-
heitszuschlag von maximal 10 % hinzu-
zurechnen ist (ausdrücklich offen ge-
lassen: BSG, 22. März 2010 a.a.O. m.w.N.), 
weil jedenfalls aus nachfolgenden Über-
legungen dieser im Rahmen der gebo-
tenen Folgenabwägung im einstweili-
gen Rechtsschutzverfahren nicht zu 
berücksichtigen ist. Auszugehen ist 
davon, dass der Sicherheitszuschlag als 
Ergebnis eines Hauptsacheverfahrens 
gerechtfertigt sein mag, in dem der 
Leistungsträger sich weigert, ein nach 
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gerichtlicher Auffassung schlüssiges 
Konzept nachzulegen bzw. nachzubes-
sern oder zumindest dem Gericht die 
hierfür erforderlichen Daten zur Verfü-
gung zu stellen. Gleichwohl handelt es 
sich um eine normative Höchstgrenze 
ohne gleichwertige tatsächliche Unter-
mauerung. Für eine über den Tabellen-
werten nach § 12 WoGG F. 2009 ohne 
Sicherheitszuschlag im Hauptsachever-
fahren ermittelte Referenzmiete wird 
jedenfalls für die Kalenderjahre 2010 
und 2011 nur eine sehr geringe Wahr-
scheinlichkeit anzunehmen sein. Be-
steht nur eine solche Wahrscheinlichkeit 
für einen Anordnungsanspruch ist im 
Rahmen der gebotenen Folgenabwä-
gung im vorliegenden Fall dem Rück-
forderungsrisiko der Antragsgegnerin 
Vorrang einzuräumen, weil davon aus-
zugehen ist, dass sie vorläufig gewähr-
te Leistungen nach Erledigung der 
Hauptsacheverfahren nicht gegenüber 
der Antragstellerin erfolgreich zurück-
fordern können wird. Verletzt ist damit 
nicht die verfassungsrechtliche Vorga-
be, bei existenzsichernden Leistungen 
einstweiligen Rechtsschutz bereits zu 
gewähren, wenn ein Anspruch nur mög-
licherweise besteht. Solange die Haft 
andauert ist das soziokulturelle Exi-
stenzminimum der Antragstellerin auch 
ohne eine Sicherung ihrer derzeitigen 
Wohnung für die Zeit nach Haftende 
sichergestellt. Nach Entlassung aus der 
Haft werden ihr hingegen die existenz-
sichernden Anspruchssysteme nach 
dem Vierten, ggf. auch Sechsten oder 
Achten Kapitel des SGB XII zur Verfü-
gung stehen, um das soziokulturelle 
Existenzminimum zu gewährleisten.

Der Senat hat von einer Beiladung der 
Stadt B. nach § 75 Abs. 2 SGG abgese-
hen, weil auch ihr gegenüber eine Bei-
ladungsverurteilung gemäß § 75 Abs. 5 
SGG nicht inBetracht kommt.

Die Tatbestandsvoraussetzungen für 
die allein in Betracht kommenden Hilfen 
zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten nach §§ 67, 68 Abs. 1 
SGB XII, für die nach § 98 Abs. 4 SGB XII 
i.V.m. § 98 Abs. 1 S. 1 SGB XII wohl die 

Stadt B. örtlich zuständig wäre, kom-
men zur Übernahme der Mietschul-
den für die bisherige Wohnung nicht 
in Betracht. Zwar bestimmt § 4 der Ver-
ordnung zur Durchführung der Hilfe 
zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten vom 24. Januar 2001 
(BGBl I 179), zuletzt geändert durch das 
Änderungsgesetz vom 27. Dezember 
2003 (BGBl I 3022, 3060) - VO -, dass ins-
besondere Maßnahmen zur Erhaltung 
und Beschaffung einer Wohnung für 
Personen, die aus einer geschlossenen 
Einrichtung entlassen werden (§ 1 Abs. 2 
VO) erfasst sein können. Greifen können 
die Hilfen jedoch nur, wenn die Woh-
nung auch für die Zukunft dauerhaft 
gehalten werden kann. Bereits das ist 
nach den obigen Ausführungen nicht 
hinreichend sichergestellt. Derzeit nicht 
zu entscheiden ist, ob der Antragstelle-
rin solche Hilfen zur Beschaffung einer 
anderen Wohnung bereitzustellen und 
ggf. hierfür auch präventiv bisherige 
Mietschulden zu übernehmen sind, weil 
sie sich ggf. ansonsten eine andere Woh-
nung nicht wird beschaffen können. Das 
ist allenfalls rechtzeitig vor der Haftent-
lassung wohl von der Stadt B. als örtlich 
zuständigem Leistungsträger zu prüfen. 
Die Antragsgegnerin kann allerdings 
gehalten sein, die Stadt B. auf einen 
möglicherweise bestehenden Hilfebe-
darf hinzuweisen. Kann damit aufgrund 
der Räumungsklage des Vermieters die 
bisherige Wohnung ohnehin nicht ge-
halten werden, sind weitere KdU nach 
§§ 41 Abs. 1 und 3, 42 S. 1 Nr. 2, 29 Abs. 1 
S. 1 bis 3 und Abs. 3 S. 1 SGB XII nicht vor-
läufig zu übernehmen, obwohl bereits 
ab 1. Januar 2010 weitere Leistungen für 
KdU zumindest unter Berücksichtigung 
der Baualtersklasse für das Jahr 1967 
voraussichtlich zu erbringen sein wer-
den, weil es an dem hierfür erforderli-
chen Anordnungsgrund mangelt. Allein 
Mietschulden können einen unzumut-
baren Nachteil für die Antragstellerin bis 
zu einer Entscheidung in der Hauptsa-
che für eine ohnehin aufzugebende und 
gegenwärtig nicht genutzte Wohnung 
nicht begründen.


